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Verkündet

am 4„ Juni 1958

I m N a m e n d e e V o
l

k e 5

Im Sozialrechtsstreit

Beklagten und Revisionsklägerin9

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 30 Senat des Bundessozielgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 4° Juni 1958

l1
!

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgcrichts Schleswig vom 26„ April

1955 insoweit aufgehoben, als über den Anspruch

des Klägers auf Invalidenrente für die Zeit vom

10 Januar 1953 an entschieden werden isto

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesenq

V o n R e c h t s w e g'e n „
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Der Kläger ist am 50 Februar 1912 geborene Bevor er zur Wehr—

macht kam‚ war er als Bäcker in der Lehre; später war er, wie

er dem Versorgungsemt Kiel und dem Arbeitsamt angegeben hat,

Bohrer und zuletzt Lagervcrwaltergehilfe und Bagerverwaltero

Im Jahre 1944 wurde ihm der linke Oberschenkel amputierto

Der Kläger erhält Kriegsbesohädigtenrente° Seit dem 1. August
1945 erhielt er Invalidenrente° Auf Grund des Befundberichts

des Facharztes für Orthopädie Dr° Kxxxxxxx entzog die Beklag—

te dem Kläger durch Bescheid vom 20° Juni 1952 die Invaliden—

rentc mit dem Ablauf des Monats Juni 1952, weil er nach den

Ermittlungen nicht mehr invelidc sei° Der Arzt Dr„ KXXXXXXX

hatte berichtet, durch eine Änderung der Prothese sei es zu

einer Besserung der Gehfähigkeit und des Prothesensitzes ge—
kommen„ Gegen den Bescheid der Landesversicherungsanstalt leg—

te der Kläger Berufung an des Oberversicherungsamt Schleswig

sing Sein Leiden habe sich durch einen Beckenbruch (Schenkel—

halsbruch) sogar erheblich verschlechtert, denn er könne sei—

ne Prothese nicht mehr tragen° Nach dem Gutachten der Chirur—

gischen Universitätsklinik in Kiel hatte der Kläger am innee

ren unteren Stumpfende Druckschmerz, die Prothese müsse ge—

ändert werdeno In seinem Beruf als Lagerverwalter sei er aber
in der Lage, mindestens die Hälfte dessen zu verdienen‚ was

ein Gesunder verdienen könne° Der Schenkelhalsbruch links sei

gut geheilt° ‘

Das Oberversicherungsamt Schleswig hob durch Urteil vom 160

Januar 1953 den Bescheid der Beklagten auf und verurteilte

sie‚ dem Kläger Invalidenrcnte vom 1° Juli 1952 en weiterzu-

gewähren° Der in der Verhandlung gehörte Medizinalrat Dr°

R};x$:icx hatte als Gerichtsarzt bekundet, der Kläger habe beim
Tragen der Prothese noch beträchtliche Schwierigkeiten als

Folge des SCh€nk€lhalsbruches„ Auf dem allgemeinen Arbeits—

markt gelte er als invalide° Die Spruchkammer hat die Ansicht

vertreten, Ober50henkclamputierte seien in Übereinstimmung
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mit der ständigen Rechtsprechung der Spruchkammern im allge—

meinen nicht in der Lage, die Hälfte dessen durch Arbeit zu

verdienen, was gesunde Versicherte zu erwerben pflegena

Wenige Tage, nachdem der Kläger den Bescheid über die Entzie—

hung der Rente bekommen hatte, meldete er sich beim Arbeits—

amt und erklärte sich bereit, jede ihm zumutbarc Arbeit zu

leisten„ Vorher war er beschäftigungslosc Seit dem 1„August

1953 war er darauf in einer Wäscherei bei wechselnder Ent—

lohnung als Fförtner tätig. Die Stelle war ihm durch den

Kriegsbeschädigtenfürsorgedienst vermittelt wordeno

Die Beklagte hat beim Oberverwaltungsgericht Schleswig—Hol—

stein Berufung eingelegt, die nach Inkrafttreten des Sozial—

gerichtsgesetzes (SSG) auf das Landessozialgericht überge—

gangen ist° Sie hat geltend gemacht, der Kläger verdiene

als Pförtner in einer Wäscherei mehr als die Hälfte dessen?

was gesunde Personen zu verdienen pflegen° Der Kläger hat

erwidert, trotz einer neuen Prothese könne er nicht gehen°

Wohl verdiene er wöchentlich nach Abzug 32,70 DM, er sei
jedoch vor 1945 Dinoleumleger und Bohrer gewesen, als sol—

cher würde er heute 90 DM wöchentlich verdienen„ Die Tätig—

keit eines Pförtners sei ihm als Facharbeiter nicht zumut—

bar° Nur unter dem Zwang seiner schlechten wirtschaftlichen
Verhältnisse arbeite er unter Vernachlässigung seines Ge—

sundheitszustandes als Pförtner° Die Stelle habe er nur
durch die Kriegsbeschädigtenfürsorgestelle nachgewiesen

erhalten„ Er könne nicht mehr den ganzen Tag auf dem Stuhl
sitzen und das Becken immer in derselben Lage halten° Frü—

her habe er 93 kg gewogén, jetzt wiege er 60 kg bei einer
Größe von 180 emo Der in der mündlichen Verhandlung gehör—

_te Sachverständige Dr° med° Ixxx hat den Obersehenkelstumpf

des Klägers für gut prothesenfähig gehalten„ Der Oberschen—
kelhalsbruch sei weitgehend konsolidiert, das Gelenk sei

frei beweglich, es bestehe jedoch der Verdacht eines Band—

seheibenschadenso Dem Kläger seien fortgesetzte Arbeitsver—

richtungen zumutbaro Invalidität sei nicht anzunehmeno Das

Landessozialgericht hat durch Urteil vom 260 April 1955 das
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Urteil des Oberversicherungsamts Schleswig vom 160 Januar 1953

insoweit aufgehoben, als die Beklagte zur.Weitérgewährung der
Invalidenrente vom 1, Juli 1952 bis zum 3”„ Dezember 1952 ver—

urteilt worden ist° Im übrigen hat es die Berufung zurückge—

wiesen° Es hat die Revision zugelassene *

Das Urteil erörtert und begründet, der Kläger habe keinesfalls

einen Invalidenrentenanspruch für die Zeit vom 10 Juli bis zum
31° Dezember 1952, weil er in dieser Zeit zwar mehr als die '

Hälfte, aber weniger als zwei Drittel in seiner Erwerbsfähig—

keit beschränkt gewesen sei° Die Entziehung einer vor dem
1° Juni 1949 gewährten Invalidenrente sei nach dem 31° Mai

1949 möglich, wenn der Versicherte mindestens ein Drittel des
vergleichbaren Lohnes verdienen könneo Durch den am 10 Juni

1949 in Kraft getretencn @ 2 des Sozialvcrsicherungs—Anpassungs—

gesetzes (SVAG) sei die Grenze der Minderung der Erwerbsfähig—

keit, über die hinaus Invalidität anzunehmen ist, von zwei

Dritteln auf die Hälfte herabgesetzt werden° Nach @ 21 Abs„ 4

SVAG gelte jedoch diese neue Grenze nur für die nach dem 310
Mai 1949 eingetretenen Versicherungsfälle° Erst durch % 1 des

zweiten Gesetzes zur Änderung des SVAG vom 40 August 1953 sei

—5 21 Abs„ 4 SVAG mit Wirkung vom 1„ Januar 1953 aufgehoben wor—
den, so daß seitdem jeder Versicherte Anspruch auf Invaliden—

rente habe? der über die Hälfte in seiner Erwerbstätigkeit

eingeschränkt sei° '

Zur Feststellung dessen, was der Kläger verdienen kann und

welche Tätigkeit zugemutet werden kann, ist das Landessozial—

gericht von folgenden Feststellungen und Erwägungen ausgegan—

gens ‘

_
Nur der Verlust des Oberschenkels schränke die Arbeitsfähigkeit

des Klägers ein, nicht aber sonstige Krankheiten und Leiden°

Durch die Vervollkommnung der Herstellung des Oberschenkelkunst—

beine sei der Nachweis der Anpassung als ausreichend anzusehen,

um eine Minderung der Erwerbsfähigkeit eines Beinamputierten

auf 60 VOH„ einzuschätzen, so daß Invalidität bei Geltung der

Zweidrittelgrenze nicht mehr bestehe° Bei Anwendung der Halb-

grenze bestehe sie fort° Die Anpassung an das Kunstglied reiche
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für sich allein nicht aus, um die Invalidität abzulehnen; auch

bei Erreichung des höchsten Anpassungsgrades bestehe noch ein

"erheblicher Schritt zur Unterschreitung der Halbgrenze"° Nur

wenn der Versicherte durch längere, wirtschaftlich nutzbrinn

gende Arbeitsleistung bewiesen habe, daß er sich auf dem all—

gemeinen Arbeitsfeld behaupten könne, sei er fähig, die ge—

sétzliche iohnhälfto zu verdienen„ Pförtnertätigkeit sei kei—
ne Tätigkeit? durch die er den Nachweis der Bewährung erbrin»\

gen könne„ Ganz abgesehen von dem Einwand des Klägers, er kön—

ne seinen Pförtnerberuf nicht mehr ausüben5 weil er statische

Sitzbeschwerden habe, biete eine solche Pförtnerstellung dem

Schwerbeschädigten nur die Möglichkeit, einen geringen Rest
ven Arbeitskraft zu verwerten„ Die Pförtnertätigkeit sei kein

Beruf im Rahmen des allgemeinen Arbeitsfeldeso Die Besonder—

heit der Lage des Klägers bestehe schließlich nicht in der

Oberschenkelamputation schlechthin9 vielmehr werde der pro-
thetische Ausgleich bei ihm durch einen Schenkelhalsbruch

nicht unerheblich erschwert° Er könne die Prothese nicht mehr

trageno Eine über zwei Drittel hinausgehende Minderung der

Erwerbsfähigkeit sei aber nach dem Gutachten der’0rthopädi—

schen Abteilung der Chirurgischen Universitätsklinik ausge—

schlossen„

Das Urteil des Landessozialgerichts ist der Beklagten am 10„

Juni 1955 zugestellt werdeno Ihre Revision und die Refisions—

begründung sind am 28° Juni 1955 und 11„ Juli 1955 eingegan—

gene

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom
26„.April 1955 mit den ihm zugrunde liegenden Fest-
stellungen insoweit aufzuheben, als über den Anspruch

des Klägers auf Invalidenrente für die Zeit vom 10

Januar 1953 an entschieden ist, und den Rechtsstreit
insoweit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückzuverveiseno
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Die_Beklagte rügt‚ @ 103 SGGsei verletzt° Das Landessozial—
gericht habe unterlassen, den Sachverhalt ausreichend zu er—

forschena Es habe nicht das bisherige Arbeitsleben des Klä—

gers und dessen Werdegang ermittelt; es habe auch nicht näher

festgestellt, welche Arbeiten dem Kläger noch zugemutet wer—

den könnten und ob er damit die im 5 1254 der Reichsversiche—
rungsordnung (EVO) geforderte gesetzliche Lohnhälfte verdie—

nen könne° Auf die Angaben des Klägers allein und eines Arztes
hätte das Landessozialgericht die Entscheidung nicht stützen

.
dürfeno

Den Begriff der Invalidität im Sinne des 5 1254 RVGhabe das
Berufungsgericht unriehtig angewandt° Es gebe noch zahlreiche

Tätigkeiten‚ die der Kläger noch ausüben könneo Seit dem 1„

August 1953 verdiene der Kläger in einer Wäscherei als Kon—
trolleur wöchentlich 32,70 DM, damit beweise er, daß er die

gesetzliche Lohnhälfte verdienen könneo

Der Kläger beantragt9

die Revision zurückzuweisen, hilfsweise beantragt erp
den Rechtsstreit zu neuer_Verhandlung und Entscheidung

\

an das Landessozialgericht zurückzuverweisena

Er meint, Arbeitsleben und Werdegang seien vom angefochtenen

Urteil hinreidhend festgestellt werden, die Ermittlungen über

seine Verdienstmöglichkeiten und über Anpassung und Gewöhnung

genügten° Nicht nur die Oberschenkelamputatioh, sondern auch

der Beekenbrueh behinderten ihn in seiner Leistungsfähigkeit

so sehr, daß er seine Prothese nicht tragen könne und am 90

September 1955 in der Chirurgischen und Orthopädischen Uni-

versitätskli■ik in Kiel durch Dr° Ixxxxxx habe naehamputiert

werden müssen° Aber auch dadurch hätten sich die Prothesen—

schwierigkeiten nicht gebesserto Sein Verdienst als Portier

bei einer Wäscherei liege unter der Hälfte des Facharbeiter—
lohneso Eine Pförtnertätigkeit sei ihm nicht zuzumuteh°
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Ile

Die form- und fristgerecht eingelegte und auch rechtzeitig

begründete Revision ist statthaft, weil sie das Landessozial—

gericht zugelassen hat (5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG)° Sie ist auch
begründete

Die Rechtmäßigkeit des Entziehungsbescheides vom 20„ Juni
1952 ist nach dem vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Neure—

gelung des Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter (ArVNG)

vom 239 Februar 1957 (BGBl° I So 45) geltenden Recht (55 1293,

1254 RVO aoFo) zu beurteilen° Aus Art‘ 2 5 24 ArVNG kann nicht
geschlossen werden? daß hierbei das jetzt geltende Recht an—

zuwenden sei; denn diese Vorschrift will nur sicherstellen,
daß die neuen Entziehungsbestimmungen auch auf Renten anzu—
wenden sind, die auf einem Versicherungsfall alten Rechts be—

ruhen; sie besagt aber nicht, daß die Rechtswirksamkeit einer

vor Inkrafttreten des ArVNG ausgesprochenen Rentenentziehung

nach den grundsätzlich erst seit Inkrafttreten des neuen Rechts

geltenden Vorschriften zu prüfen ist (ebenso Jantz—Zweng: Das

neue Recht der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell—

ten Art„ 2 5 24 ArVNG)° Die Beklagte hat dem Kläger die Rente

vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts (1° Januar 1957) ent—

zogen‚ weil er nicht mehr invalide sei„ Die Rechtmäßigkeit

dieser Entziehung ist auch nach dem Inkrafttreten des ArVNG

nach dem Invaliditätsbegriff des 5 1254 RVO a„F„ zu beurtei-

len„ Die Übergangsbestimmung des Art„ 2 5 6 ArVHG steht dem

nicht entgegen? weil es sich bei dem Rechtsstreit um ein

schwebendes Verfahren im Sinne des Art„ 2 @ 44 Satz 1 SGG
handelt; hiernach ist Art„ 2 5 6 ArVNG nicht anwendbar (vgl°

BSGÜ Urteil vom 240100195? — und vom 170120195? — SozR° RVO

@1246 Nr„ 1 und RVO@1293 a„r„ Bl., Da 2 u„ 5 Nm 4 und 5)„
Da der Kläger nicht nur die Aufhebung des Entziehungsbeschei—

des? sondern auch die Weiterzahlung der Rente beantragt, ist

davon auszugehen‚ daß er für den Fall der Rechtmäßigkeit der

Entziehung der Rente ihre Wiedergewährung von einem späteren
Zeitpunkt an beansprucht° Im schwebenden Verfahren ist daher
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zu prüfen, ob nach Erlaß des Entziehungsbeseheides bis zum

'SChluß der letzten mündlichen Verhandlung die Voraussetzungen
des Rentenanspruchs wieder eingetreten sind° Dabei ist die

Erwerbsfähigkeit von 1° Januar 1957 an nach 5 1246 Abs„ 2

RVG no}?o zu beurteilen und von dem Berufsunfähigkeitsbegriff
dieser Bestimmung auszugeheno

r
3

Ob dem Kläger ein Anspruch auf Invalidenrente für die Zeit

vom 1° Juli bis zum 31° Dezember 1952 zusteht, braucht nicht

nachgeprüft zu werden; denn der insoweit allein beschwerte

Kläger hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts keine

Revision eingelegte ‘

Das Landessozialgericht ist von dem
Grundsatz’ausgegangen9

ein Oberschenkelamputierter sei trotz ordnungsmäßiger pro—

thetischer Versorgung und auch bei Erreichung1des höchsten

Anpassungsgrades noch nicht in der Lage, die gesetzliche

Lohnhälfte zu verdienen; Invalidität könne nur dann verneint

werden, wenn er durch längere, wirtschaftlich nutzbringende

Arbeit bewiesen habe, daß er sich auf den allgemeinen Arbeits—

feld behaupten könneo Dieser Ansicht kann nicht gefolgt wer—

deno Es ist vielmehr in jedem einzelnen Fall besonders zu
prüfen‚ ob zur Zeit der Entziehung der Invalidenrente die

Voraussetzungen des 5 1254 RVO bei dem Versicherten nicht
mehr gegeben sind; denn es gibt keinen ellgemeinen_ßrfahrungs—

satz des Inhalts‚ daß Oberschenkelamputierte nach ordnungs—

mäßiger prothetischer Versorgung, Gewöhnung und Anpassung bei

Fehlen sonstiger Leiden‚ falls kein besonderer Ausnahmefall

vorliegt, die gesetzliche Lohnhälfte nicht verdienen können

(vgl„ sse„ 2 s„ 127)° Wohl ist es zulässig, für bestimmte
typische Sachverhalte auch für den Begriff der Invalidität

Erfahrungssätze aufzustellen° Eine auf bestimmte Hundertsätze

abgestellte Bewertung der Minderung der Erwerbsfähigkeit ist

aber der Invalidenversicherung fremd und daher unzulässig„
"Die Verrichtung einer bestimmten Tätigkeit ist bei Amputier-

ten nur ein Hinweis auf den Grad der Erwerbsfähigkeit, das

Fehlen einer solchen Tätigkeit ist aber kein sicheres Merkmal

für die Annahme der Invalidität„ Erhält der Versehrte einen
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bestimmten Lohn‚ so kann daraus nicht allgemein geschlossen

werden9 daß er auf dem freien Arbeitsmarkt tatsächlich im-

stande ist, diesen Lohn Zu verdienen, denn die Beschäftigung

Versehrter kann auf fürs0rgerischen Gründen beruhena

Das Landessozialgericht hat zwar noch festgestellt, der Klä—

ger habe statische Sitzbeschwerden, die Besonderheit der Lage

des Klägers bestehe nicht allein in der Oberschenkelamputa—

tion? der prothetische Ausgleich werde bei dem Kläger durch

einen Schenkelhalsbruch nicht unerheblich erschwert° Auch

diese Feststellungen reiChen nicht aus, um das Gericht der

weiteren Prüfung der Merkmale der Invalidität zu entheben°

Da das Lendessozialgericht bei der Beurteilung der Erwerbs—

fähigkeit des Klägers von einem von ihm angenommenen, in

Wirklichkeit aber nicht bestehenden allgemeinen Erfahrungs-

satz ausgegangen ist? hat es bei seinen Feststellungen die

Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdioung überschritten

und gleichzeitig die ihm obliegende Pflicht zur Amtsermitt—

lung verletzt (vg1„ ese„ in SozR„ see 5 162 Da 17 Nro 68)°
Seine Entscheidung ist daher fehlerhaft; sie ist aufzuheben

und der Rechtsstreit mangels hinreichender tatsächlicher

Feststellungen zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückzuverweisen (@ 170 Satz 2 SGG)O

Das Landessozialgericht wird nach neuer Prüfung des Zustandes

des Stumpfes zu ermitteln haben, ob der Kläger eine Prothese
beschwerdefrei tragen und ob er ihm zumutbare versicherunge—

pflichtige Arbeiten verrichten kann° Es wird im Benehmen mit

der Arbeitsbehörde zu ermitteln sein, welche Arbeitsplätze
etwa für ihn in Frage kommen° Hierbei wird auch die frühere

Tätigkeit des Klägers als Lagergehilfe (in welchem Wirtschafts—
zweig?) zu berückeichtigen sein„ Der Kläger wird sich auch auf
Tätigkeiten verweisen lassen müssen, die er nach kurzer An—>

lernzeit ohne eigentliche Umschulung verrichten kann„ Es wird
auch zu beachten sein, daß bei der Beurteilung der für Schwer—

beschädigte noch in Betracht kommenden Tätigkeiten die durch
das Schwerbeschädigtengesetz begründete bevorzugte Stellung

des Schwerbeschädigten grundsätzlich nicht zu berücksichtigen
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ist (BSG° 1 S0 82 £f89_7)0 Es kommt daher bei der Prüfung der
Erwerbsfähigkeit des Klägers darauf an, ob er auch ohne die

Hilfe und den Schutz des Schwerbeschädigtengesetzes imstande

wäre9 eine ihm zuzumutende Tätigkeit zu verrichten und damit

die sogenannte gesetzliche Lohnhälfte zu verdienen° Dies gilt
sowohl bei Anwendung des © 1254 RVG bisheriger Fassung als

auch der entsprechenden Vorschrift des 5 1246 RVG n„Fo‚ die.

für die Beurteilung der Erwerbsfähigkeit vom Zeitpunkt des

Inkrafttretens des ArVNG an anzuwenden ist (vgl° Urteile des

erkennenden Senats vom 170120195? — 3 RJ 271/55 und 3 RJ 160/55)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—
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